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Satzung 


Evangelische Arme Brüderſchaft 


zu 


Graudenz. 


V 


Vorwort. 


Seit länger als zweihundert Jahren beſteht in 
Graudenz, auf Grund der am 21. September 1661 vom 
Magiſtrat erteilten Ordination und Beizucht, eine Ge- 
ſellſchaft unter dem Namen: 


„evangelifhe Arme Brüderſchaft“. 


Einleitung. 


Die Evangeliſche Arme Brüderſchaft in Graudenz, 
der durch die Allerhöchſte Kabinettsordre vom 10. Januar 
1853 ſoweit Korporationsrechte verliehen worden ſind, als 
zur Erwerbung und zum Beſitz von Grundſtücken und 
Kapitalien erforderlich ſind, verwaltet ihre Angelegen⸗ 
heiten ſelbſtändig. 

Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 

1. die Beerdigung der evangeliſchen Einwohner 

zu beſorgen; 

2. Hilfsbedürftige und würdige Mitglieder durch 
Geldgeſchenke und durch Aufnahme in das 
Stiftshaus zu unterſtützen; 

3. den Angehörigen verſtorbener Mitglieder eine ein⸗ 
malige Beihilfe zur Beſtreitung der Beerdigungs- 
koſten zu gewähren. 


$ 1. 
Aufnahmebedingungen. 


In die Geſellſchaft kann jeder Bewohner von 
Graudenz, gleichviel ob männlichen oder weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts, aufgenommen werden, welcher: 

a) der evangeliſchen Kirche angehört; 

b) das 21. Lebensjahr erreicht und das 55. noch 

nicht überſchritten hat; 
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c) wiſſentlich weder mit einer die Lebensdauer 
nachteilig beeinfluſſenden Krankheit, noch mit einem 
Schaden behaftet iſt, der ein baldiges Ableben 
befürchten läßt; 

d) ſich im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte be⸗ 
findet, und 

e) einen achtbaren Lebenswandel führt. 


Se 

Beitrittsgeſuche, Farm der Aufnahme. 

Beitrittsgeſuche ſind dem Vorſtande ſchriftlich ein⸗ 
zureichen. Der Vorſtand hat genau feſtzuſtellen, ob die 
zur Aufnahme in die Geſellſchaſt maßgebenden Be: 
dingungen zutreffen, und kann die Beibringung der ihm 
erforderlich erſcheinenden Nachweiſe, insbeſondere des 
Geburtsſcheines und des Zeugniſſes eines Arztes über 
den Geſundheitszuſtand der aufzunehmenden Perſon auf 
deren Koſten verlangen. 

Über das Aufnahmegeſuch entſcheidet der Vorſtand 
und der Engere Ausſchuß. Der Aufnahmebeſchluß wird 
erſt wirkſam mit der Entrichtung des Eintrittsgeldes. 

Über die Mitglieder wird ein Stammbuch geführt, 
welches geſondert Spalten für laufende Nummer, Namen, 
Stand, Wohnung, Alter, Tag der Aufnahme, Höhe des 
Beitrages, Tag des Austritts, Betrag der gezahlten 
Beihilfe zur Beerdigung und beſondere Bemerkungen 
enthält. Wird die Aufnahme vom Vorſtande und vom 
Engeren Ausſchuß abgelehnt, ſo ſteht dem Betroffenen, 
welcher von der Ablehnung ſchriftlich in Kenntnis zu 
ſetzen iſt, die Berufung an die nächſte ordentliche 
Mitgliederverſammlung zu. Die Berufung iſt binnen 
4 Wochen nach Empfang des ablehnenden Beſcheides 
bei dem Vorſtande anzumelden. 


§ 3. 
Ende der Mitgliedſchaft. 
Wiederaufnahme ausgeſchiedener Mitglieder. 
Aus der Kaſſe ſcheiden mit Verluſt eines jeden 
Anſpruchs aus: 
1. Mitglieder, welche ihren Austritt dem Vorſtande 
ſchriftlich oder zu Protokoll erklären: : 
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2. Mitglieder, welche aus der Kaſſe ausgeſchloſſen 
werden ($ 5.) 

Auszuſchließen find Mitglieder, welche: 

a) nach ſpäterer Feſtſtellung zur Zeit des Eintritts 

den Aufnahmebedingungen nicht genügt haben; 

b) die bürgerlichen Ehrenrechte verlieren; 

c) keinen achtbaren Lebenswandel führen; 

d) aus der evangeliſchen Landeskirche austreten; 

e) mit der Entrichtung des Beitrages an dem feſt⸗ 

geſetzten Fälligkeitstermine im Rückſtande bleiben, 
falls nicht dieſe Friſt aus beſonderen Billigkeits⸗ 
gründen von dem Vorſtande verlängert iſt. 

Mitglieder, welche gemäß Abſ. 1 Ziff. 1 oder 2 a 
ausgeſchieden find, können, ſofern jie nach § 1 noch auf⸗ 
nahmefähig ſind, der Kaſſe nur unter der Bedingung 
wieder beitreten, daß jie die rüdjtändigen Beiträge, ſowie 
die Beiträge für die Zeit ſeit ihrem Ausſcheiden nachzahlen. 
Im Falle des Abſ. 1 Ziff. 2 a können die gezahlten 
Beiträge nach Beſchluß des Vorſtandes bis zu 34 ihres 
Betrages zurückerſtattet werden, es ſei dann, daß das 
Mitglied ſeine Aufnahme durch wiſſentlich falſche Angabe 
herbeigeführt hat. 

Mitglieder, welche ihre Beiträge zu zahlen nicht mehr 
imſtande ſind und daher ansgeſchloſſen werden oder frei⸗ 
willig ausſcheiden, haben kein Recht auf Rückzahlung der 
gezahlten Beträge, doch kann der Vorſtand eine Zurüd- 
erſtattung bis zu 3/4 der gezahlten Beiträge anordnen. 
Verzichten dieſe Mitglieder auf Rückzahlung der bereits 
gezahlten Beiträge ſo kann der Vorſtand die Zahlung 
der Beiträge für die Zukunft erlaſſen; ſie behalten alsdann 
das Recht der Mitgliedſchaft. 


S 4. 
Dienſt im Heere oder in der Marine. 


Der Dienſt im Heere oder in der Marine, ſowie 
die Einziehung zu militäriſchen Dienſtleiſtungen iſt auf 
die Mitgliedſchaft ohne Einfluß. 


§ 5. 
Form der Ausſchließung. 


Die Ausſchließung eines Mitgliedes (§ 3) erfolgt 
durch Beſchluß des Vorſtandes und des Engeren Ausſchuſſes. 
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Der Beſchluß ijt dem Mitgliede ſogleich ſchriftlich mit- 
zuteilen. Gegen den Beſchluß ſteht dem Mitgliede die 
Berufung an die nächſte ordentliche Mitgliederverſammlung 
zu. Die Berufung ijt binnen 4 Wochen nach dem Empfange 
des Beſchluſſes bei dem Vorſtande anzumelden. Wird 
Berufung nicht eingelegt, oder die Berufung zurüd- 
gewieſen, ſo endet die Mitgliedſchaft mit dem Empfange 
des Ausſchließungsbeſchluſſes. 


§ 6. 
Eintrittsgeld und Beiträge; Seitragspplidjt. 
I. Jedes neu beitretende Mitglied hat ein Eintritts⸗ 
geld zu entrichten. 
Das Eintrittsgeld beträgt bei einem 
von 21 bis 30 Jahren 6 Mark 
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” 30 I 3 ” , 
1 35% 40 las ; 
* 40 ” 45 ” ” 
" 45 " 50 ” ’ 


* 50 ” 55 I t ” 

II. Die Mitglieder der Geſellſchaft find verpflichtet, 
jährliche Beiträge zu zahlen. 

Die Beiträge betragen: 
bis zum vollendeten fünfzehnten Jahre der Mitgliedſchaft 
jährlich 2,50 Mark; vom ſechszehnten bis zum vgtendeten 
dreißigſten Jahre der Mitgliedſchaft jährlich 00 Mark. 
Nach dem vollendeten dreißigſten Jahre de Mitgliedſchaft 
hört die Beitragspflicht auf. 

Die Beitragspflicht beginnt mit dem der Aufnahme 
vorangegangenen Fälligkeitstage. 


8 7. 
Erhebung der Beiträge. 


Die Beiträge ſind halbjährlich im voraus zu zahlen 
und am 1. Januar und 1. Juli jeden Jahres fällig. 
Mitglieder, welche ihren Wohnſitz außerhalb des Kaſſen⸗ 
bezirks (§ 1) verlegen, haben ihre Beiträge portofrei an 
den Kaſſenwart einzujenden: ſie behalten den Anſpruch 
auf die Beihilfe zum Begräbnis. 

Von allen im Kaſſenbezirk wohnenden Mitgliedern 
läßt der Kaſſenwart die Beiträge durch den Boten ein- 
ziehen, welcher darüber zu quittieren hat. Jedoch ſteht 
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es den Mitgliedern frei, die Beiträge an den Fälligkeits⸗ 
tagen an den Kaſſenwart perſönlich im Geſchäftsraum 
der Kaſſe zu zahlen. 


§ 8. 
Vorausbezahlung der Beiträge. 


Die Beiträge ($ 6 Il) können für das laufende Rech⸗ 
nungsjahr im voraus entrichtet werden. Die Kaſſe iſt 
verpflichtet, ſolche Vorauszahlungen anzunehmen. 


§ 9. 
Anſpruch auf die Beihilfe zum Begräbnis. 


Alle Mitglieder haben ein Recht auf eine Beihilfe 
zum Begräbnis. Dieſe wird ſofort nach nachgewieſenem 
Ableben des Mitgliedes an deſſen Erben oder Angehörigen 
nach näherer Maßgabe des § 11 gezahlt. Sie beträgt, 
wenn der Verſtorbene länger als 20 Jahre Mitglied der 
Geſellſchaft geweſen iſt, 130 Mark; wenn er länger als 
10 Jahre Mitglied geweſen ijt, 100 Mark, und ſonſt 70 Mark. 
Beſchluß vom 9. Sept. 1908. Beſtätigt Reg.⸗Präſident 
18. November 1910. 


$ 10. 
Unterſtützungen. 


Die Mitglieder haben keinen Anſpruch auf Unter⸗ 
ſtützung, jedoch können verarmten Mitgliedern Unter⸗ 
ſtützungen gewährt werden. ($ 33, Nr. 2, 3.) 


§ 11. 
Empfangsberechtigung. 


Der Anſpruch auf die Beihilfe zum Begräbnis fteht 
den Erben ($ 9) des verſtorbenen Mitgliedes zu; der Ps 
Vorſtand ijt jedoch berechtigt, die Beihilfe an diejenigen / A 
Angehörigen zu zahlen, welche das Begräbnis bejorgt “ 
haben. Rückſtändige Beiträge werden von der Beihilfe 
abgezogen. Uber die Fälligkeit hinaus geleiſtete Voraus⸗ 
bezahlungen (S 8) werden mit der Beihilfe zugleich 
zurückerſtattet. 
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Angehörigen, welche durch geſetzlich ſtrafbare oder 
unſittliche Handlungen den Tod eines Mitgliedes ver⸗ 
anlaßt oder beſchleunigt haben, kann der Vorſtand die 
Auszahlung der Beihilfe verweigern. 


$ 12. 
Begräbnis durch Nichtangehörige. 

Hat ein Nichtangehöriger oder eine öffentliche Anſtalt 
das Begräbnis beſorgt, ſo werden die verwendeten Koſten 
bis zur Höhe der Beihilfe (§ 9) von der Geſellſchaft 
erſtattet. Erreichen die Begräbniskoſten die Höhe der 
Beihilfe nicht, ſo verbleibt der Reſt der letzteren der Kaſſe. 


§ 13. 
Begräbnis durch die Kalle. 

Wird das Begräbnis weder von Angehörigen, noch 
von anderen beſorgt, ſo iſt der Vorſtand, ſofern er von 
dem Todesfall benachrichtigt wird, verbunden, das Be- 
gräbnis auf Koſten der Geſellſchaft zu beſorgen. Die 
Koſten dürfen in ſolchem Falle nicht weniger als die 
Hälfte der Beihilfe betragen. 


§ 14. 
Verfaſſung und Verwaltung. 
Die Geſellſchaft wird verwaltet durch: 
den Vorſtand, 
den Engeren Ausſchuß, 
die Mitgliederverſammlung. 


So: 
Mitgliederverſammlung. 


Die Mitgliederverſammlung beſteht aus den männlichen 
Mitgliedern der Geſellſchaft; nur dieſe ſind ſtimmberechtigt. 


8 16. 
Ordentliche und außerordentliche Mitglieder- 
Verſammlungen. Bekanntmachung. 


Mitglieder⸗Verſammlungen find ordentliche und 
außerordentliche. 
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Die ordentlichen Mitgliederverſammlungen finden 
alljährlich einmal im Juni im Geſchäftsraume der Ge⸗ 
ſellſchaft ſtatt, oder in einem anderen geeigneten Raume. 

Außerordentliche Mitgliederverſammlungen werden 
berufen, wenn die Auſſichtsbehörde es verlangt, wenn 
das Intereſſe der Geſellſchaft es erfordert, auf Beſchluß 
des Engeren Ausſchuſſes oder wenn mindeſtens der vierte 
Teil der ſtimmberechtigten Mitglieder unter Angabe des 
Zweckes und der Gründe bei dem Vorſtande ſchriftlich 
darauf anträgt. In dieſen Fällen muß der Vorſtand 
die Mitgliederverſammlung innerhalb längſtens 4 Wochen 
anberaumen und abhalten. 

Die Berufung der Verſammlung geſchieht unter 
Angabe der Beratungsgegenſtände durch Umlauf und 
durch zweimalige Bekanntmachung durch die Graudenzer 
Zeitung „Der Geſellige“. Die Bekanntmachung muß 
ſpäteſtens eine Woche vor dem Tage der Verſammlung 
erfolgen. 


§ 17. 
Obliegenheiten der Mitglieder-Verſammlung. 


Die Mitgliederverſammlung hat folgende Obliegenheiten: 
a) ſie wählt die Mitglieder des Vorſtandes und 
des Engeren Ausſchuſſes und zwei Reviſoren 

gemäß § 21; 

b) ſie hat alljährlich auf Grund des von den Re⸗ 
vijoren zu erſtattenden Berichts (§ 39) über die 
dem Vorſtande wegen Verwaltung des Kaſſen⸗ 
vermögens zu erteilende Entlaſtung zu beſchließen 
und etwa zutage tretende Defekte fejtzujtellen; 

c) ſie hat über Vorlagen des Vorſtandes und An⸗ 
träge von Mitgliedern, ſowie über Berufungen 
(S$ 2. 5) Beſchluß zu fallen: 

d) über die vom Vorſtande beanſtandeten Beſchlüſſe 
des Engeren Ausſchuſſes zu entſcheiden; 

e) den Jahreshaushalt feſtzuſtellen und den Geld⸗ 
betrag zu beſtimmen, der alljährlich dem Engeren 
Ausſchuß zur Unterſtützung verarmter Mitglieder 
zur Verfügung geſtellt wird; 

1) jie kann die ſofortige Entlaſſung jedes Vorſtands⸗ 
mitgliedes oder Reviſors ausſprechen, wenn Tat⸗ 
ſachen vorliegen, welche dartun, daß dieſe Perſonen 
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ihre Pflichten gegen die Geſellſchaft gróblid ver: 
letzt haben oder zu erſprießlicher Erledigung ihrer 
Amtsgeſchäfte unfähig ſind. Sie hat ferner zu 
beſchließen 
g) über Erwerb, Veräußerung und Verpfändung 
ſowie über die Verwaltung der Grundſtücke; 
h) über Anderungen der Satzung ſowie über die 
beſonderen Ordnungen und Anweiſungen; 
i) über Auflöſung der Geſellſchaft; 
k) über die dem Kaſſenwart und dem Boten zu 
gewährende Entſchädigung ($ 37). 
Zur Gültigkeit des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß 
der Gegenſtand bei der Berufung der Verſammlung 
bezeichnet wird. 


8 18. 


Vorbereitung der Befchlüffe der Mitglieder- 
Verſammlung. 


Der Vorſtand hat die Beſchlüſſe der Mitglieder⸗ 
verſammlung in allen denjenigen Angelegenheiten, welche 
ihr durch die Satzung zugewieſen ſind, ſowie über ſolche 
Gegenſtände, bei deren Erledigung eine Mitwirkung der 
Mikgliederverſammlung notwendig oder wünſchenswert 
erſcheint, rechtzeitig vorzubereiten. 


$ 19. 
Geſchäftsordnung der Mitgliederverſammlung. 


Der Vorſitzende des Vorſtandes — Vorſteher — 
führt den Vorſitz in der Mitgliederverſammlung und 
veranlaßt die Wahl eines Protokollführers. Er ſorgt für 
Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung und iſt befugt, 
Perſonen, welche Störung verurſachen, aus der Ver⸗ 
ſammlung auszuweiſen. 

Der Protokollführer nimmt über den Hergang der 
Verhandlungen ein Protokoll auf, welches am Schluſſe 
laut verleſen und, wenn ſich keine Anſtände ergeben, 
von den anweſenden Mitgliedern des Vorſtandes und 
des Engeren Ausſchuſſes, ſowie von dem Protokollführer 
unterzeichnet wird. Das Protokoll muß die Zahl der an⸗ 
weſenden Mitglieder und das Ergebnis der Abſtimmungen 
genau angeben. 
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§ 20. 

Stimmverhältuis u. Abſtimmung in der Mitalieder- 

Verſammlung, insbefondere bei Auflöſung der 
Geſellſchaft. 


Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung werden 
durch einfache Mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Zu Beſchlüſſen über Satzungsänderungen iſt eine 
Mehrheit von drei Viertel der erſchienenen Mitglieder, 
und zu Beſchlüſſen über Auflöſung der Geſellſchaft die 
Anweſenheit von mehr als zwei Drittel der ſtimm⸗ 
berechtigten Mitglieder der Geſellſchaft ſowie eine Mehrheit 
von drei Viertel der erſchienenen Mitglieder erforderlich. 

Die Auflöſung der Geſellſchaft kann jedoch nur in 
einer außerordentlichen, beſonders zur Beſchlußfaſſung 
hierüber einzuberufenden Mitgliederverſammlung be⸗ 
ſchloſſen werden. 

Iſt in Fällen, in denen es ſich um Beſchlußfaſſung 
über die Auflöſung der Geſellſchaft handelt, die Ver⸗ 
ſammlung beſchlußunfähig, ſo iſt die demnächſt einzu⸗ 
berufende neue Mitgliederverſammlung ohne Rückſicht 
auf die Anzahl der Erſchienenen mit 3/4 Mehrheit der 
Erſchienenen beſchlußfähig. Es muß jedoch auf dieſe Folge 
in der Einladung hingewieſen werden. 

Ein Mitglied iſt nicht ſtimmberechtigt, wenn die 
Beſchlußfaſſung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit 
ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechts⸗ 
ftreites zwiſchen ihm und der Geſellſchaft betrifft. 


$ 21. 
Wahlverfahren. 


Die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und des 
Engeren Ausſchuſſes ($$ 23, 32) erfolgt durch Stimm: 
zettel und abſolute Mehrheit der Erfdienenen. Aber jede 
zu wählende Perſon wird beſonders abgeſtimmt. 

Wird die abſolute Stimmenmehrheit im erſten Wahl⸗ 
gange nicht erreicht, Jo jind diejenigen beiden Kandidaten 
auf die engere Wahl zu bringen, welche bei der erſten 
Abſtimmung die meiſten Stimmen erhalten haben. Bei 

„ Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden 
zu ziehende Los. 
* As * 7 
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Die Wahl der Reviſoren (§ 38) erfolgt in einem 
einzigen Wahlgange mittelſt Stimmzettel und einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das durch 
den Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Sämtliche Wahlen können durch Zuruf erfolgen, 
wenn kein Widerſpruch erhoben wird. Das Ergebnis der 
Abſtimmung iſt ſofort bekannt zu machen. Zu Mit⸗ 
gliedern des Vorſtandes und des Engeren Ausſchuſſes 
oder zu Reviſoren können nur ſtimmberechtigte Mitglieder 
gewählt werden. 

Der Leichenbegänger, die Leichenträger, die Inſaſſen 
des Stiftshauſes, Mitglieder, die laufende Unterſtützung 
erhalten, und der Kirchhofsaufſeher find von der Wahl 
zu Mitgliedern des Vorſtandes und des Engeren Aus- 
ſchuſſes ausgeſchloſſen. 


§ 22. 
Zuziehung eines Rechnungsverſtändigen. 


Der Vorſtand ſowie die Reviſoren haben das Recht, 
einen Rechnungs⸗ oder Kaſſenverſtändigen zur Teilnahme 
an den Mitgliederverſammlungen einzuladen, welcher er⸗ 
forderlichenfalls aus den Mitteln der Geſellſchaft zu 
entſchädigen iſt. 


§ 23. 
Vorſtand. 


Die Geſellſchaft wird durch den Vorſtand und den 
Engeren Ausſchuß geleitet. 

Der Vorſtand wird gebildet aus dem Vorſteher, 
zwei Beiſitzern und dem Kaſſenwart, die auf ſechs Jahre 
gewählt werden. Wiederwahl iſt zuläſſig. 

Zuläſſig iſt es, daß die Kaſſe von dem Vorſteher ver⸗ 
waltet und ein beſonderer Kaſſenwart nicht gewählt wird. 

Im Falle der Behinderung des Kaſſenwarts hat 
über deſſen Vertretung durch ein Vorſtandsmitglied der 
Vorſteher zu beſtimmen. 

Der Vorſteher leitet die Verſammlungen des Vor⸗ 
ſtandes. Er beruft den Vorſtand, wenn die Lage der 
Geſchäfte es erfordert, ſowie binnen 5 Tagen, wenn zwei 
Mitglieder des Vorſtandes ſchriftlich darauf antragen. 
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Zum Ausweije der Vorſtandsmitglieder nach außen 
dient eine Beſcheinigung der Ortspolizeibehörde, welcher 
zu dieſem Zwecke die jedesmaligen Wahlverhandlungen 
mitzuteilen ſind. 

§ 24. 
Beſchlußfafſung des Vorſtandes. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt, den Vor⸗ 
ſteher oder deſſen Stellvertreter einbegriffen, die An⸗ 
weſenheit von mindeſtens drei Mitgliedern erforderlich. 
Iſt ein beſonderer Kaſſenwart nicht gewählt ($ 23 Abſ. 3), 
ſo genügt die Anweſenheit von zwei Vorſtandsmitgliedern 
einſchließlich des Vorſtehers. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit ge⸗ 
faßt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſteher. 

Uber die Verhandlungen und Beſchlüſſe iſt vom 
Schriftführer ein Protokoll in das Protokollbuch auf⸗ 
zunehmen, welches von ihm und dem Vorſteher zu voll⸗ 
ziehen iſt. 

§ 25. 


Der Vorſtand hat außer den Beſchlüſſen der Mit⸗ 
gliederverſammlung (§ 18) auch die Beſchlüſſe des 
Engeren Ausſchuſſes ($$ 32, 33) vorzubereiten und die 
Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung und des Engeren 
Ausſchuſſes auszuführen; er iſt befugt, Beſchlüſſe des 
Engeren Ausſchuſſes zu beanſtanden und gegen ſie Be⸗ 
rufung bei der Hauptverſammlung einzulegen ($ 17 ch, 
auch die Ausführung eines beanſtandeten Beſchluſſes bis 
zur Entſcheidung auszuſetzen. 

Der Vorſtand hat die ihm übertragenen Geſchäfte zu 
beſorgen, insbeſondere die Begräbniſſe und die Beauf⸗ 
ſichtigung und Verwaltung der Kapitalien und Grundſtücke. 

Kleinere, den Betrag von 30 Mk. nicht überſteigende 
Grundſtücksreparaturen ordnet er ſelbſtändig an, auch liegt 
ihm die Anſtellung und Entlaſſung des Leichenbegängers 
und ſonſtiger Hilsbeamten ob und er erteilt ihnen die 
nötigen Anweiſungen und führt über fie die Auſſicht. 


§ 26. 
Der Vorſteher. 
Der Vorſteher vertritt die Geſellſchaft. Er iſt dritten 
Perſonen und Behörden gegenüber befugt, namens der 
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Geſellſchaft Grundſtücke zu kaufen, zu verkaufen, aufzulaſſen 
und Auflaſſungen entgegenzunehmen, Grundſtücke zu ver⸗ 
pfänden, Eintragungen und Löſchungen zu bewilligen und 
zu beantragen, Geld in Empfang zu nehmen und darüber 
zu quittieren, Prozeſſe zu führen, Vergleiche zu ſchließen, 
Prozeßbevollmächtigte und ſonſtige Bevollmächtigte zu | 
bejtellen und, alle Handlungen vorzunehmen, zu denen 
es einer Spezialvollmacht bedarf. Zu feiner Legitimation 
genügt eine Beſcheinigung der Polizeibehörde, daß er 
Vorſteher der Geſellſchaft iſt. — Bei Erwerb und Ver⸗ 
äußerung, ſowie Verpfändung von Grundjtüden ijt auch 
eine Beſcheinigung der Polizeibehörde nötig, daß die 
Mitgliederverſammlung das Geſchäft genehmigt habe. 
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$ 27. 


Der Vorſteher beruft die Sitzungen des Vorſtandes, 
des Engeren Ausſchuſſes und die Hauptverſammlung und 
führt in ihnen den Vorſitz. 

Er leitet die Geſellſchaft und beſorgt alle Geſchäfte | 
derſelben nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes, des | 
Engeren Ausſchuſſes und der Hauptverſammlungen. 


§ 28. 
Beiſitzer. 

Die beiden Beiſitzer haben den Vorſteher zu unter⸗ 
ſtützen und ihn bei längerer Abweſenheit oder Be⸗ 
hinderung in der Reihenfolge ihres Wahlalters in allen 
ſeinen Befugniſſen ($$ 26, 27) zu vertreten. 

Scheidet der Vorſteher aus dem Vorſtande ganz aus, 
ſo hat er ſelbſt vorher oder binnen 14 (vierzehn) Tagen 
nach ſeinem Ausſcheiden ſein Stellvertreter eine außer⸗ 
ordentliche Mitgliederverſammlung zum Zwecke der Neu— 
wahl einzuberufen. 


§ 29. 
Raſſenwart. 

Der Kaſſenwart hat auf Verlangen der Mitglieder⸗ 
verſammlung eine Kaution von 1500 Mark zu ſtellen. 
Er verwaltet die Kaſſe nach Anweiſung des Vorſtandes, 
beſorgt die geſamte Buch⸗ und Rechnungsführung, ins⸗ 
beſondere auch die Führung des Stammbuches ($ 2). 
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§ 30. 


Der Kaſſenwart hat für jedes Kalenderjahr im 
Laufe von drei Monaten Rechnung zu legen und einen 
Rechnungsabſchluß zu fertigen. Aus dem Rechnungs⸗ 
abſchluß müſſen die Einnahmen erſichtlicht ſein, welche 
die Geſellſchaft gehabt hat, ſowie, welche Summen an 
Beihilfen, an Verwaltungs- und ſonſtigen Koſten ver⸗ 
ausgabt ſind, welcher Beſtand verbleibt, und wie der 
verbleibende Beſtand zinsbar angelegt iſt. 

Die Jahresabſchlüſſe ſind, wenn ſich nichts zu er⸗ 
innern findet, von allen Vorſtandsmitgliedern und den 
Reviſoren zu unterſchreiben. 


8 31. 
Leichenbegänger. 


Der Leichenbegänger, der zugleich Bote der Ge— 
ſellſchaft iſt, hat eine Kaution von 150 Mk. zu ſtellen. 


538 
Der Engere Ausſchuß. 


Der Engere Ausſchuß beſteht aus den Mitgliedern 
des Vorſtandes und neun bejonders gewählten Mit⸗ 
gliedern (8 17). Dieſe Mitglieder werden auf drei Jahre 
gewählt, und zwar ſo, daß jährlich drei ausſcheiden. 

Die zuerſt und die im zweiten Jahre ausſcheidenden 
Mitglieder beſtimmt das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 
Für das ſpäter ſtattfindende Ausſcheiden iſt der Zeitpunkt 
der erfolgten Wahl maßgebend. 


§ 33. 

Der Engere Ausſchuß hat insbeſondere zu beſchließen: 

. über Aufnahme von Mitgliedern in die Geſellſchaft, 

. über Gewährung von Geldunterſtützungen, 

. über Aufnahme in das Stiftshaus, 

. über größere, den Betrag von 30 Mark über⸗ 
ſteigende Grundſtücksreparaturen, 

. über Vermietung und Verpachtung der Grund— 
ſtücke der Geſellſchaft, 

. über die Unterbringung von Kapitalien, 

. liber die Kündigung und Einziehung von aus⸗ 
ſtehenden Kapitalien. 
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Der Engere Ausſchuß hat außerdem die Tätigkeit 
des Vorſtandes zu überwachen und alle Anträge an die 
Mitgliederverſammlung zu begutachten. 


§ 34. 
Techniſche Kaſſenprüfung. 

Von mindeſtens fünf zu fünf Jahren muß der 
Vorſtand durch einen ſachverſtändigen Verſicherungs⸗ 
mathemetiker prüfen laſſen, ob hinſichtlich der Lebens⸗ 
fähigkeit der Kaſſe eine Veränderung eingetreten iſt, ſowie 
ob und welche Anderungen der Satzung hinſichtlich der 
Höhe der Beiträge oder der Beihilfe zum Begräbnis etwa 
erforderlich erſcheinen. 

Der Vorſtand hat über die zu treffenden Maß⸗ 
nahmen alsbald Beſchluß zu faſſen und über eine etwa 
erforderliche Satzungsänderung den Beſchluß der Mit- 
gliederverſammlung herbeizuführen. 

Die Mitgliederverſammlung kann auch ohne Satzungs⸗ 
änderung die Beihilfe zum Begräbnis für die nächſten 
fünf Jahre um ein Viertel ermäßigen. 

Die Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 


8 35. 


Verwendung des Aberſchuſſes. Deckung des Fehl- 
betrages. 

Die Aberſchüſſe, welche ſich aus der gemäß § 34 
aufzuſtellenden techniſchen Bilanz ergeben, werden dem 
Kapitalvermögen zugeſchrieben. 

Sie können nur zu wohltätigen Zwecken verwendet 
werden. ($ 17, lit. e.) 

Etwaige Fehlbeträge ſind aus dem Kapitalvermögen 
zu decken. 


§ 36. 
Geſchäftsraum der Kaſſe. 

Der Geſchäftsraum der Kaſſe befindet ſich bei dem 
Vorſteher. Sämtliche Bücher und Wertobjekte ſind in 
dem der Geſellſchaft gehörigen feuerſicheren Geldſchrank 
aufzubewahren. 
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$ 37. 
Ciferner geſtand. 


Dem Rendanten, welder die laufenden Auszahlungen 
zu bewirken hat, kann ein angemeſſener eijerner Beſtand 
zur Verfügung geſtellt werden, über deſſen Verwendung 
er auf Erfordern den übrigen Vorſtandsmitgliedern oder 
den Reviſoren jederzeit Rechnung zu legen hat. 

Uberſchießende Vermögensbeſtände find alsbald 
zinsbar anzulegen. 


$ 38. 
Entſchädigung des Kaſſenwarts und des Bolten. 


Die Höhe der dem Kaſſenwart und dem Boten 
zu gewährenden Entſchädigung wird von der Mitglieder⸗ 
verſammlung feſtgeſetzt. 


§ 39. 
Reviforen. 


Die Geſellſchaft hat zwei Reviſoren, welche auf drei 
Jahre gemäß § 21 von der Mitgliederverſammlung ge- 
wählt werden. Wiederwahl der nach Ablauf ihrer Amts⸗ 
periode ausgeſchiedenen Revijoren ijt zuläſſig. Reviſoren 
dürfen nur Mitglieder ſein, die nicht dem Vorſtande 
angehören. 

Scheidet ein Reviſor vorzeitig aus, ſo wird ein 
Erſatzmann für den Reſt der Amtsdauer gewählt. Die 
Reviſoren verteilen die ihnen obliegenden Geſchäfte unter 
ſich und vertreten einander in Behinderungsfällen. 


§ 40. 
Obliegenheiten der Reviforen. 


Die Reviſoren verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 
Sie haben die Verwaltung des Kaſſenvermögens nach 
allen Richtungen hin ſorgfältig und ſtetig zu überwachen. 
Sie haben insbeſondere darüber zu wachen, daß die 
Beſtände der Kaſſe zinsbar angelegt und ſicher ver⸗ 
wahrt werden. Sie ſind befugt, zu jeder Zeit die 
Einſicht der Kaſſenbücher und Auskunft über die Ver⸗ 
mögensverwaltung und Rechnungsführung zu verlangen, 
und haben vor Auſſtellung eines jeden Jahresabſchluſſes 
(S 30) eine eingehende Prüfung der Kaſſenbücher und 
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Beläge vorzunehmen. Über den Befund bei der am 
Jahresſchluſſe vorzunehmenden Prüfung ſowie über die 
Vermögenslage der Geſellſchaft im allgemeinen haben ſie 
der nächſten ordentlichen Mitgliederverſammlung ars: 
führlichen Bericht zu erſtatten. 


§ 41. 
Kaſſenzeitung. 


Die Bekanntmachungen der Armen Brüderſchaft er⸗ 
folgen durch die Graudenzer Zeitung — „Der Geſellige“ — 
(Kreisblatt des Stadtkreiſes Graudenz). 


§ 42. 
Staats aufſicht. 


Die Verwaltung der Geſellſchaſt unterliegt der 
Aufſicht des Königlichen Regierungs⸗Präſidenten in Ma⸗ 
rienwerder. Die Genehmigung der Aufſichtsbehörde ijt 
erforderlich zu Beſchlüſſen über Anderungen der Satzung 
und die Auflöſung der Geſellſchaft. 


§ 43. 
Vermögen der Geſellſchaft. Verbleib desſelben im 
Falle der Auflöſung der Geſellſchaft. 


Das Vermögen der Geſellſchaft iſt in ſicheren Hypo⸗ 
thefen, Grundſtücken und zu 3 ½ 0% verzinslichen Pfand⸗ 
briefen der Weſtpreußiſchen Landſchaft angelegt; es beträgt 
zur Zeit rund 160000 Mark. 

Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft ſoll deren 
Vermögen dem Magiſtrat der Stadt Graudenz übergeben 
werden, der damit die von der Geſellſchaft ins Leben 
gerufenen wohltätigen Stiftungen zu unterhalten hat 

Wenn der Teil des Kirchhofes der Geſellſchaft, der 
von dem Portal an der Oberthornerſtraße bis zu den 
Gewölben reicht, für Beerdigungen nicht mehr gebraucht 
wird, früheſtens aber im Jahre 1915, und ſpäteſtens im 
Jahre 1960, übereignet die Geſellſchaft der evangeliſchen 
Kirchengemeinde in Graudenz ihre Rechte an jenen 
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Kirchhofsteil koſtenfrei mit der Beſtimmung, daß auf dem 
Platze ein anderes Gebäude als eine Kirche und Pfarr⸗ 
haus nicht gebaut werden darf. 

Mit Perſonen, die ihrerſeits Rechte auf jenen Platz 
behaupten, hat die Kirchengemeinde ſich auseinanderzuſetzen. 


Graudenz, den 18. Dezember 1903. 


Boergen. Braun. L. May. Hesselbarth. + 
Gustav Augstin. Mertins. C. Kopanski, Mantau. 
Ferdinand Olschewski. Emil Diesing. 
Theodor Faust. Rhode. Bork. H. Hyck. Falkenberg. 
Karl Eromin. O. Scheffler. E. Friedrich. 


Vorſtehende Satzung wird auf Grund des Geſetzes 
über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 
12. Mai 1901 und der Verordnung vom 30. Juni 1901 
hierdurch genehmigt. 


Marienwerder, den 3. Februar 1904. 


Der Regierungs-Präſident. 


Im Auftrage: 
Miesitscheck. 
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